
ie energiewirtschaftlichen Rah-
menbedingungen haben sich in
den letzten Jahren tief greifend

verändert. Das spüren Konsumenten ebenso
wie Unternehmer. Die Preise für Öl und Koh-
le, für Gas und Strom, für Benzin und Diesel
ziehen an, der Rohölpreis auf dem Welt-
markt lag Anfang August 2004 bei 40 Dol-
lar je Fass, Ende August 2005 bei 70 Dollar
je Fass. Die Kosten für Heizöl haben sich in-
nerhalb eines Jahres um ein Drittel erhöht.
Dazu kommt: Die großen Unternehmen müs-
sen ihre CO2-Emissionen beschränken oder
teure Emissionszertifikate kaufen. Vieles
deutet darauf hin, dass diese Veränderungen
nicht vorübergehend, sondern dauerhaft
sind und noch viel weiter gehen werden.
Manche Experten sprechen sogar von einem
Strukturbruch in der Erdölversorgung, der
unmittelbar bevorsteht und trotz steigender
Preise in Zukunft zu einem schrumpfenden
Angebot an Erdöl führen wird.1 In diesem
Zusammenhang werden Rohölpreise von 80
bis 120 Dollar je Fass in den nächsten Jah-
ren für durchaus möglich gehalten.

Angesichts dieser Entwicklungen stellen
sich zahlreiche Fragen hinsichtlich der Per-
spektiven für die österreichische Energie-
versorgung. Wo sollen die Wirtschaft, die
Energieversorger, die privaten Haushalte in
Zukunft Investitionsschwerpunkte setzen,
soll die Politik klare Weichenstellungen in
eine bestimmte Richtung vornehmen oder
die Entwicklung – soweit wie möglich – den
Kräften des Marktes überlassen? Ist die Ver-
sorgung der Wirtschaft und der Haushalte

mit Strom, Wärme und Treibstoffen gesichert,
auch wenn es zu größeren globalen Turbu-
lenzen auf dem Erdölmarkt kommen sollte?

Nach meiner Beobachtung gibt es in der
Einschätzung dieser Probleme in Österreich
zwei Denkschulen: Denkschule A bezeichne
ich als „Fortsetzen des bisherigen Weges“,
Denkschule B als „beschleunigten Umstieg
auf erneuerbare Ener-
gieträger“.

Der bisherige Weg in
Österreich lässt sich
wie folgt charakte-
risieren: Die Energie-
politik des Bundes
konzentriert sich auf
die Umsetzung der
Vorgaben, die aus
Brüssel kommen, und
überlässt im Übrigen
die Entwicklung weit-
gehend den Markt-
kräften. Entsprechen-
de Richtlinien aus
Brüssel veranlassten
die Österreichische Bundesregierung, Geset-
ze über die Liberalisierung des Strommark-
tes, über die Beimischung von Biotreibstof-
fen, zur Forcierung des Ökostroms sowie
zum Handel mit Emissionszertifikaten zu
verabschieden. Abgesehen von diesen Bun-
desaktivitäten gibt es zahlreiche Initiativen
der Länder und Gemeinden, die die erneuer-
baren Energieträger in vielfältiger Weise un-
terstützen. Auch das Agrar- und Umweltres-

sort setzt wichtige Schwerpunkte, vor allem
zur Forcierung der Biomasse.

Die jüngste Publikation des Wirtschaftsfor-
schungsinstitutes2 zeigt das Ergebnis dieses
österreichischen Weges der Energiepolitik.
Wie Übersicht 1 zeigt, stieg der Bruttoener-
gieverbrauch in den vergangenen 13 Jahren
um 34 Prozent. Das Wachstum der erneuer-

baren Energieträger
war etwas rascher als
jenes der fossilen Ener-
gieträger. Ihr Anteil er-
höhte sich daher ge-
ringfügig von 21,1 auf
21,2 Prozent. Absolut
stieg der Verbrauch der
fossilen Energieträger
um 257 PJ, jener der
erneuerbaren nur um
77 PJ. Als eine Folge
dieser Entwicklung
stiegen auch die Treib-
hausgasemissionen.

Die Treibhausgasemis-
sionen stiegen in die-

sem Zeitraum um 13 Millionen Tonnen. Ihr
prozentueller Anstieg war deutlich geringer
als jener der fossilen Energieträger, was sich
mit einer teilweisen Umschichtung im Ener-
gieträgermix von Kohle zu Gas erklären
lässt. Fazit: Mit den bisherigen Maßnahmen
gelang es nicht, den Anteil der erneuerbaren
Energieträger am Energieaufkommen nen-
nenswert zu erhöhen; noch weniger gelang
es, die Verwendung fossiler Energieträger zu
reduzieren, wie dies notwendig wäre, um
die Klimaschutzverpflichtungen zu erfüllen.
Denkschule B – beschleunigter Umstieg auf
erneuerbare Energieträger und erhöhte
Energieeffizienz – befürwortet einen syste-
matischen und konsequenten Umbau des
Energiesystems zu erneuerbaren Energieträ-
gern, und zwar in der Form, wie dies die
Bundesregierung im Regierungsprogramm
von 2003 festgelegt hat.4 Dort heißt es, dass
der Anteil der erneuerbaren Energieträger
jährlich um ein Prozent zunehmen soll. Wä-
re diese Zielsetzung in den vergangenen 13
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Jahren umgesetzt worden, so hätte sich der
Anteil der erneuerbaren Energieträger von
1990 bis 2003 von 21 auf 34 Prozent erhöht
und entsprechend der Anteil der fossilen
Energieträger auf 66 Prozent reduziert. 

Ebenso wichtig wie der Ausbau der erneuer-
baren Energieträger ist in Denkschule B die
beschleunigte Verbesserung der Energieeffi-
zienz und des Energiesparens. Dadurch sollte
erreicht werden, dass der Bruttoinlands-
verbrauch an Energie im Durchschnitt nicht
um 27 PJ/Jahr steigt, wie in den letzten 13
Jahren, sondern leicht zurückgeht. 

Diese kurze Gegenüberstellung zeigt, dass
eine Entwicklung des Energiesystems Rich-
tung erneuerbare Energie und Energieeffi-
zienz (Variante B) nur gelingen wird, wenn
es zu einer echten Wende in der Entwick-
lung der Energieversorgung kommt. Was ist
nun der bessere Weg für die österreichische
Volkswirtschaft, für die österreichische Be-
völkerung? Weiter so wie bisher (Variante A)
oder konsequenter Ausbau der erneuerbaren
Energieträger bei gleichzeitiger Verbesse-
rung der Energieeffizienz (Variante B). Es
gibt zahlreiche Gesichtspunkte, die in dieser
Diskussion um die künftige energiewirt-
schaftliche Ausrichtung Österreichs zu be-
achten sind. Einige dieser Gesichtspunkte
seien nachstehend angeführt.

Der Kyoto-Vertrag ist am 16. 2. 2005 in Kraft
getreten. Österreich hat sich völkerrechtlich
verpflichtet, seine Treibhausgasemissionen
um 13 Prozent gegenüber dem Basisjahr
1990 zu reduzieren. Diese Emissionen lagen
im Jahre 2003 bei 91,6 Millionen Tonnen, al-
so um 23,2 Millionen Tonnen höher, als dies
dem Kyoto-Ziel entspricht. Gemessen an
diesen Ergebnissen muss man nüchtern
feststellen: Österreich hat bisher die Ver-
pflichtungen aus diesem Vertrag ignoriert
bzw. gänzlich unzureichende Mittel zu sei-
ner Erfüllung eingesetzt. Das damit einher-
gehende Problem kann man mit einfachen
Regeln der Logik verdeutlichen: Angenom-
men es gilt, Österreich ist ein Rechtsstaat
und ein Rechtsstaat hält internationale Ver-
träge ein, dann folgt: Österreich erfüllt die
Kyoto-Verpflichtungen.

So gesehen geht es in dieser Diskussion
nicht nur um Energie- und Umweltfragen,
sondern um das Selbstverständnis Öster-
reichs als Staat mit einer bindenden recht-
lichen Ordnung. Die Versuchung, im Zeital-
ter der Beliebigkeit sittliche Normen und

rechtliche Grundsätze über Bord zu werfen,
ist zwar groß, doch sollte die Republik Ös-
terreich dieser Versuchung gerade bei der
Umsetzung des Kyoto-Vertrages nicht nach-
geben. Denn damit werden Fundamente der
rechtsstaatlichen Ordnung, aber auch des
internationalen Zusammenlebens untergra-
ben. Gerade Österreich als kleiner Staat mit
unbedeutenden militärischen Mitteln muss
auf die Einhaltung internationaler Verträge
achten und sollte diese Regeln nicht in ei-
nem für das globale Überleben wichtigen
Vertragswerk  wissentlich und vorsätzlich
missachten. Daraus folgt: Denkschule A –
weiter wie bisher im Energiebereich – ist
unvereinbar mit der internationalen Rechts-
ordnung und mit dem Selbstverständnis Ös-
terreichs als Rechtsstaat.

Die Frage des künftigen energiewirtschaftli-
chen Weges lässt sich nicht nur von rechtli-
chen, sondern auch von ökonomischen Ge-
sichtspunkten betrachten. Der österrei-
chische Nationalökonom Joseph Schumpeter
(1883 – 1950) hat in seinem bekannten Buch
„Sozialismus, Kapitalismus und Demokratie“5

auf eindrucksvolle Weise die besondere Be-
deutung der Innovation und des technischen
Fortschritts für die wirtschaftliche Entwick-
lung beschrieben. Innovationen führen im-
mer wieder zur Entwertung bestehender Ka-
pitalanlagen, weil neue Technologien frühe-
re Investitionen obsolet machen. So legt die
zerstörerische Kraft der Innovation die Basis
für neue wirtschaftliche Dynamik. 

Dieser gedankliche Ansatz führt zur Frage,
wo künftige Innovationsschwerpunkte in
der Energiewirtschaft zu erwarten sind: im
Bereich der Öl- und Gasverbrennung oder im
Bereich der erneuerbaren Energieträger, sei-
en es nun Windenergie, Biomasse, Solar-
technik oder Wasserkraft. Zur Beantwortung
dieser Frage sei auf zwei Quellen verwiesen.
In seinem Grundsatzvortrag in Alpbach im
August 2004 befasste sich der italienische
Nobelpreisträger Carlo Rubbia in umfassen-
der Weise mit der Zukunft der globalen
Energieversorgung.6 Als Ergebnis einer de-
taillierten Analyse der Möglichkeiten der
fossilen und nuklearen Energieträger, der
Wasserstoffwirtschaft und der CO2-Seques-
tration zeigte er die Grenzen und Beschrän-
kungen dieser Technologien auf und kommt
zu dem Schluss: „Drei Formen der erneuer-
baren Energieträger können einen entschei-
denden Fortschritt bringen, vorausgesetzt,

ein ausreichendes Niveau an Forschungs-
und Demonstrationsmitteln wird bereitge-
stellt, nämlich 

:: die Biomasse,

:: die Windenergie und 

:: die direkte Solarenergie, insbesondere in
der Form der Hochtemperatursolarenergie.“

Carlo Rubbia erwartet die entscheidenden
Innovationen der Energiewirtschaft nicht im
Bereich der fossilen, sondern im Bereich der
erneuerbaren Energieträger.

Die zweite Quelle zur Frage nach den künf-
tigen Innovationen im Energiesektor
stammt aus den USA. Die renommierte Zeit-
schrift „The Economist“ berichtet über meh-
rere unabhängige Gruppen, teilweise aus der
republikanischen Partei, die darauf drängen,
dass sich die USA endlich weg vom Öl bewe-
gen sollen.7 Diese Bewegung weg vom Öl,
die mittlerweile den Namen „Geo-Greens“
trägt, entstand aus unterschiedlichen Moti-
ven, wie z. B. aus der Sorge, dass Öleinnah-
men im Nahen Osten letztlich in den Hän-
den von Terroristen landen oder dass Atta-
cken auf die Ölinfrastruktur in Saudi Arabien
die USA in eine Energiekrise stürzen könn-
ten. Entscheidende Unterstützung erhält
diese Bewegung von dynamischen, erst
kürzlich gegründeten kleinen Technologie-
firmen, die ihre Chancen in den erneuerba-
ren Energieträgern sehen.

Diese zwei Beispiele unterstreichen die The-
se, dass entscheidende Innovationen im
Energiesektor in den nächsten Jahren vor
allem im Bereich der erneuerbaren Energie-
träger zu erwarten sind. Daher riskiert ein
Land, das heute noch mächtig in fossile
Energiestrukturen investiert, dass diese In-
vestitionen – schon früher als manche den-
ken – Fehlinvestitionen sein werden, deren
Kosten die Volkswirtschaft tragen muss. Die
österreichische Energiewirtschaft hat ein
solches Beispiel schon einmal erlebt. Zwen-
tendorf erinnert daran, dass Expertenent-
scheidungen ohne genügend Rücksicht auf
wirtschaftliche und gesellschaftliche Verän-
derungen die Volkswirtschaft letztlich teu-
rer zu stehen kommen.

Ganzheitliche Konzeption oder Insellösung 
Das System Energiewirtschaft besteht aus
einer Vielzahl von kleinen und großen Ein-
heiten zur Umwandlung von Primärenergie
in Nutzenergie. Millionen Heizsysteme in
Häusern wandeln die in Öl, Gas oder Holz
chemisch gebundene Energie in Wärme um,
Autos transformieren mit ihren Motoren die
Energie der Treibstoffe in Bewegungsener-
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gie, Kraftwerke wieder verwandeln die in
den Brennstoffen gespeicherte Energie in
Strom und Wärme. Je besser die Zusammen-
hänge und Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Teilen des Gesamtsystems Ener-
gieversorgung berücksichtigt werden, umso
höher wird die gesamte Effizienz sein. Wer-
den die Zusammenhänge ignoriert und wird
nur an Insellösungen gedacht, so führt dies
oft zu Investitionen, die zwar für sich allein
betrachtet energiewirtschaftlich Sinn ma-
chen, aber die aus der Sicht des gesamten
Systems zu Energieverlusten führen.

:: Beispiel 1: Wärmepumpe
Ein Beispiel für eine suboptimale Lösung
ist die Wärmepumpe. Die Wärmepumpe
nutzt zwar die Umgebungswärme für
Heizzwecke und hat einen wesentlich hö-
heren Wirkungsgrad als eine elektrische
Direktheizung. Andererseits hat eine Wär-
mepumpe, gemessen an einer Heizung
gleicher Leistung auf Basis Biomasse oder
Solarthermie, einen wesentlich höheren
Strombedarf. Die steigende Nachfrage
nach Strom durch die Forcierung der Wär-
mepumpen erhöht zwar den Absatz der
Elektrizitätsunternehmen, sie erfordert
aber letztlich neue kalorische Kraftwerke
oder Atomkraftwerke, um den Strombe-
darf zu decken. Nur dann, wenn der Strom
zu 100 Prozent aus erneuerbaren Quellen
käme, wäre die Wärmepumpe sinnvoll. So-
lange dies jedoch nicht der Fall ist, sollte
der Ausbau der Wärmepumpen gestoppt
werden, weil sonst die Abhängigkeit von
Fossilenergieimporten für den Betrieb
neuer Kraftwerke zunimmt und die CO2-
Emissionen aus der Stromerzeugung durch
neue kalorische Kraftwerke weiter steigen.

:: Beispiel 2: Stromerzeugung aus Biomasse
Natürlich ist es für die CO2-Bilanz von
Vorteil, wenn in kalorischen Kraftwerken
Biomasse zugefeuert wird, um so einen
Teil der fossilen Brennstoffe zu ersetzen.
Wenn jedoch der gesamte Wirkungsgrad
eines solchen kalorischen Kraftwerkes
wegen der ungenügenden Wärmenut-
zung nur bei 40 bis 50 Prozent liegt, wäh-
rend die Nutzung der Biomasse zur reinen
Wärmeversorgung Wirkungsgrade von 80
bis 90 Prozent erreichen lässt, dann liegt
klar auf der Hand, dass die Primärenergie
der Biomasse in der Wärmeversorgung
besser eingesetzt ist als in der Zufeuerung
zu kalorischen Kraftwerken. Dies gilt
nicht für Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen, in denen die Wärme, die bei der
Stromerzeugung frei wird, zur Gänze ge-
nutzt wird. 

:: Beispiel 3: Feste Biomasse zur Wärme-
nutzung oder zur Treibstofferzeugung?
In jüngster Zeit gibt es verschiedene Be-
richte über Projekte aus Deutschland, in
denen aus Holz Diesel erzeugt wird. Eine
Stoffflussbilanz solcher Projekte zeigt je-
doch, dass eine bestimmte Menge Holz,
eingesetzt zur Wärmeversorgung, die
doppelte Menge an Öl substituiert, wie
die gleiche Holz-
menge, aus der über
komplizierte Ver-
fahren Dieseltreib-
stoff erzeugt wird.
Daraus lässt sich
schließen, dass es
effizienter ist, Bio-
masse direkt zur
Wärmenutzung zu
verwenden, zumin-
dest solange es noch
Häuser gibt, die mit Öl oder Gas beheizt
werden, als großtechnische Anlagen zur
Verflüssigung fester Biomasse zu bauen.

Diese wenigen Beispiele machen klar, dass
eine klare Zielsetzung für die längerfristige
Weiterentwicklung des gesamten Energie-
systems unerlässlich ist, um suboptimale
Lösungen oder Fehlinvestitionen zu ver-
meiden.

Markt oder Politik

In der Diskussion über die Weiterentwick-
lung der Energieversorgung stellt sich im-
mer wieder die Frage, ob das Energiesystem
durch Eingriffe der Politik oder durch den
Wettbewerb am Markt weiterentwickelt
werden soll. Doch diese Frage führt am Kern
des Problems vorbei. Denn ohne Zweifel
greift der Staat durch zahlreiche Entschei-
dungen laufend in das Marktgeschehen im
Energiesektor ein. Energiesteuern, Beimi-
schungsquoten für Biotreibstoffe, Förderun-
gen, Preisfestsetzungen, Emissionsvorgaben
sind Beispiele für diese staatlichen Ein-
griffe. Und solche Eingriffe sind auch not-
wendig. 

Ein anerkannter Anwalt der freien Markt-
wirtschaft – der österreichische Ökonom
Friedrich August von Hayek (1899–1992) –
sagt dazu in seinem Buch „Der Weg zur
Knechtschaft“8 Folgendes: „Die Schaffung
von Bedingungen, unter denen der Wettbe-
werb den größtmöglichen Nutzen stiftet,
seine Ersetzung in Fällen, in denen kein ech-
ter Wettbewerb möglich ist, die Bereitstel-
lung von Leistungen, die, um mit Adam

Smith zu reden ,zwar der Gesellschaft als
Ganzem höchst nützlich, doch der Art sind,
dass sie sich für einen Einzelnen oder eine
geringe Zahl von Einzelnen nicht rentieren‘
– das alles sind Aufgaben, die in der Tat ein
weites und unumstrittenes Gebiet für die
Betätigung des Staates darstellen. Kein ver-
nünftiger Mensch kann sich ein Wirt-
schaftssystem vorstellen, in dem der Staat

ganz untätig ist. Ein
reibungslos arbeiten-
des Konkurrenzsys-
tem braucht so gut
wie jedes andere ei-
nen klug durchdach-
ten und seinen Erfor-
dernissen fortlaufend
angepassten rechtli-
chen Rahmen. Selbst
die wesentliche Vor-
bedingung für das rei-

bungslose Funktionieren des Wettbewerbes,
nämlich die Verhütung von Betrug und Vor-
spiegelung falscher Tatsachen einschließ-
lich der Ausbeutung von Unwissenheit, setzt
der Tätigkeit des Gesetzgebers ein hohes
und noch keineswegs restlos erreichtes Ziel.“

Viele private Haushalte und Unternehmen
sind unwissend über die bevorstehenden
Strukturbrüche in der Energieversorgung.
Allein um Fehlentscheidungen durch diese
Wirtschaftssubjekte zu verhindern, ist ein
verstärktes Eingreifen des Staates schon ge-
rechtfertigt. Doch die Frage geht weiter: Die
Republik hat aus guten Gründen einen Ver-
trag unterzeichnet, der Österreich zu einer
Reduktion der Treibhausgase verpflichtet.
Die Aufgabe der Politik liegt nun darin, den
Wettbewerb auf dem Energiemarkt so zu
gestalten, dass dieses Kyoto-Ziel erreicht
wird. Es geht daher nicht um Politik oder
Markt, sondern um die Frage, wie die Politik
und der Markt zusammenspielen, damit Ös-
terreich seine Kyoto-Ziele erreicht und sich
damit auch gleichzeitig bestmöglich auf den
bevorstehenden Strukturbruch in der Ener-
gieversorgung vorbereitet.

Kyoto – Konformität und Versorgungssi

cherheit

Das bestehende Energiesystem steht vor
zwei gravierenden Problemen: Die Klima-
veränderung aus Folge der Verbrennung fos-
siler Rohstoffe und das Versorgungsrisiko
wegen der physikalischen Grenzen, die die
Erde der steten Ausweitung der Erdölpro-
duktion setzt. Oft wird übersehen, dass die
Lösung des einen Problems – die Reduktion

Kyoto – Konformität und
Versorgungssicherheit

Markt oder Politik



der Treibhausgasemissionen – gleichzeitig
auch die Lösung des anderen Problems –
Verbesserung der Versorgungssicherheit –
bedeutet. Denn die Einhaltung der Kyoto-
Verpflichtungen
kann nur gelin-
gen, wenn die
Verwendung von
Kohle, Öl und
Gas zurückgeht.
Das wiederum
ist nur möglich,
wenn die Ener-
gieeffizienz steigt und die erneuerbaren
Energieträger in erhöhtem Maße zum Ein-
satz kommen. Damit wird die Abhängigkeit
von fossilen Energieimporten geringer und
die Versorgungssicherheit höher.

Die Sicherung der Energieversorgung und
eine erfolgreiche Klimaschutzpolitik erfordern
daher die gleichen Maßnahmen, Maßnah-
men, die letztlich den Umbau des Energie-
systems im Sinne der Variante B herbeifüh-
ren. Daher wäre es auch nahe liegend, dass
ein einziges Ministerium die Umsetzung
dieser beiden Aufgaben übernimmt.

Die bisher entwickelten Überlegungen liefern
eine klare Antwort auf die Frage, welcher
Entwicklungspfad – A oder B – den langfris-
tigen Interessen der österreichischen Wirt-
schaft und Gesellschaft besser dient: der
systematische Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und die Verbesserung der Effizienz (B)
sind einer Entwicklung nach dem Schema
„Weiter-wie-bisher“ (A) eindeutig vorzuzie-
hen. Auf diesem Ergebnis aufbauend wird im
nächsten Abschnitt versucht, die längerfris-
tigen Zielsetzungen für das österreichische
Energiesystem näher zu beschreiben.

Zielsetzungen

Die Langfristigkeit energiewirtschaftlicher
Investitionen lässt es wünschenswert er-
scheinen, einen
gesellschaftli-
chen und politi-
schen Konsens
über den Ener-
gieträgermix zu
suchen, der die
Energieversor-
gung Öster-
reichs in 20 bis
25 Jahren, also
etwa im Zeitraum von 2025 bis 2030, be-
stimmen wird. Ein solcher Konsens, der

letztlich seinen Niederschlag in einem ener-
giewirtschaftlichen Rahmengesetz mit Ziel-
vorgaben bis 2025/2030 finden müsste,
würde allen Entscheidungsträgern helfen,

Fehlinvestitionen
zu vermeiden.

Ein naheliegen-
der Ansatzpunkt
für eine solche
längerfr ist ige
Zielsetzung er-
gibt sich aus der

Klimaschutzpolitik. Der Kyoto-Vertrag sieht
vor, dass Österreich bis 2008/2012 die Treib-
hausgasemissionen entsprechend reduziert.
Doch das Thema Klimaschutz und Erderwär-
mung endet nicht im Jahre 2012, sondern es
wird immer drängender, je mehr Kohlendi-
oxid sich in der Atmosphäre akkumuliert.
Deswegen braucht Österreich eine länger-
fristige Perspektive für die Reduktion der
Treibhausgasemissionen, längerfristig als
derzeit international vereinbart. Eine solche
Perspektive, die den For-
derungen der Klimato-
logen weitgehend Rech-
nung trägt, läge in einer
weiteren Reduktion der
Treibhausgasemissionen
bis 2025/ 2030 um 33
Prozent gegenüber dem
Jahr 1990.

Dieser Zielwert könnte erreicht werden,
wenn der Primärenergieverbrauch Öster-
reichs durch mehr Effizienz bis 2030 um 20
Prozent gegenüber dem jetzigen Niveau zu-
rückgeht und der Einsatz der erneuerbaren
Energieträger verdoppelt wird. Dies würde
zu einer Halbierung der Verwendung fossi-
ler Energie bis 2030 führen.

In diesem Sinn wird der Begriff „Kyoto-kon-
formes Energiesystem“ für Österreich als Sy-
nonym für ein Energiesystem verwendet, das
die langfristigen Ziele der Klimaschutzpolitik
im Sinne des Kyoto-Vertrages integriert und

sich nicht auf
den Zeitraum
2008/2012 be-
schränkt. In Zah-
len ausgedrückt
würde die Ziel-
setzung für ein
solches Kyoto-
konformes Ener-
giesystem in Ös-
terreich für den

Zeitraum 2025/2030 aussehen, wie in Über-
sicht 4 dargestellt: Das vorgeschlagene Ziel

der beschriebenen Denkschule B – Forcierung
erneuerbarer Energie – bedeutet, dass Öster-
reich bis zur Periode 2025/ 2030 zumindest
50 Prozent seines Energiebedarfes aus er-
neuerbarer Energie decken soll. Dieses Ziel
kann nur erreicht werden, wenn einerseits
der Ausbau aller Formen der erneuerbaren
Energie – Wasserkraft, Wind, Biomasse, So-
lartechnik, Geothermie – deutlich beschleu-
nigt wird und gleichzeitig der Brutto-Ener-
gieverbrauch durch Effizienzverbesserungen
und Sparen um etwa 20 Prozent gesenkt
wird.

Diese Zielsetzung ist nicht unumstritten. Sie
weicht in eklatanter Weise von der Entwick-
lung ab, die gemäß der Denkschule A „Wei-
ter–wie-bisher“ zu erwarten ist. Dies geht
aus der erwähnten Studie des WIFO-Ener-
gieszenario für Österreich bis 2020 – ein-
deutig hervor2. In dieser Publikation hat das
WIFO alle bis zum Stichtag Ende Jänner
2005 beschlossenen energiepolitischen
Maßnahmen erfasst und die von ihnen aus-

gehenden Wirkungen bis 2020 in einem Ba-
seline-Szenario simuliert.

Diese Berechnungen ergeben für das Jahr
2020 das in Übersicht 5 dargestellte Szena-
rio: Demnach wird ausgehend von den der-
zeitigen politischen Rahmenbedingungen
und Annahmen über künftige Preise, durch
das Wirtschaftswachstum und die Bevölke-
rungszunahme der Energieverbrauch bis
zum Jahre 2020 um 19 Prozent steigen und
der Anteil der erneuerbaren Energieträger
lediglich von 21,25 auf 23,5 Prozent zuneh-
men. Der Import fossiler Energieträger in-
klusive Strom würde um weitere 170 PJ, das
sind etwa vier Millionen Tonnen Öleinhei-
ten, steigen, die CO2-Emissionen dement-
sprechend zunehmen.

Wenn man die Entwicklung bis zum Jahre
2025 extrapoliert, so ergibt sich für die
Denkschulen A und B die in Übersicht 6 dar-
gestellte Gegenüberstellung: Der größte
Unterschied liegt im Energieverbrauch: Die-
ser sollte gemäß Variante B bis 2025 auf
1.120 PJ, also um 20 Prozent gegenüber
2003 zurückgehen, während er gemäß Vari-
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ante A auf 1.700 PJ, also um 21 Prozent
steigen würde. Die erneuerbaren Energien
sollten gemäß Variante B im Jahre 2025 50
Prozent des Bedarfes decken, gemäß Varian-
te A lediglich 23,5 Prozent. Die Unterschie-
de sind also beachtlich. Auch die Auswir-
kungen dieser beiden möglichen Entwick-
lungspfade des österreichischen Energiesys-
tems auf unsere Lebensweise unterscheiden
sich gravierend.

Versorgungssicherheit

Angesichts der bekannten Vorräte an Erdöl
in der Größenordnung von 900 Milliarden
Fass und einem globalen Jahresverbrauch,
der demnächst bei 30 Milliarden Fass liegen
wird, ist es äußerst unwahrscheinlich, dass
in 20 Jahren, wenn schon zwei Drittel der
derzeit weltweit vorhandenen Erdölvorräte
aufgebraucht sein werden, weiter eine men-
genmäßig erhöhte Erdölversorgung für Ös-
terreich sichergestellt werden kann. Eine
Fortsetzung der bisherigen Entwicklung
würde daher die Versorgungssicherheit in
der Zukunft drastisch beeinträchtigen.

Treibhausgasemissionen

Die Entwicklung gemäß Denkschule A führt
zu einem weiteren Anstieg der Treibhausgas-
emissionen. Sie würden bis zum Jahre 2025
auf etwa 105 Millionen Tonnen steigen, wäh-
rend gemäß Szenario B ein Rückgang auf 54
Millionen Tonnen erreicht werden könnte.
Mit der Weiterentwicklung des Systems wie
bisher ignoriert Österreich alle Verpflichtun-
gen der Klimaschutzpolitik und riskiert, dass
in Zukunft hohe Zahlungen für CO2-Zertifika-
te anfallen. Diese Zahlungen könnten früher
oder später einen Betrag von jährlich mehr
als einer Milliarde Euro ausmachen.

Preisstabilität

Ein Teil der erneuerbaren Energieträger
zeichnet sich durch hohe Preisstabilität aus.
Dies gilt für Windenergie, Wasserkraft, Solar-
thermik und – soweit die Erfahrungen zeigen
– auch in hohem Maße für die Biomasse. Im
Gegensatz dazu ist zu befürchten, dass sich
die Preise für Erdöl und Erdgas gegenüber
dem Niveau des Jahres 2004 in den nächsten
zehn bis 20 Jahren verdreifachen oder sogar
vervierfachen. In Zukunft müsste daher ein
wesentlich größerer Teil der Einkommen für
die Deckung des Wärmebedarfes, des Strom-
bedarfes und der Mobilität ausgegeben wer-

den. Die Verteuerung der fossilen Energie
würde die Inflation beschleunigen.

Soziale Auswirkungen

Die zu erwartende Unsicherheit und Ver-
teuerung in der fossilen Energieversorgung
würde es erforderlich machen, dass große
soziale Transferleistungen an jene Bevölke-
rungsgruppen gezahlt werden, die sich die
hohen Energiepreise zur Deckung ihrer
Grundbedürfnisse nicht mehr leisten kön-
nen. Damit aber würde die Volkswirtschaft
zusätzlich belastet und die wirtschaftliche
Entwicklung gebremst.

Perspektivenlosigkeit

Der schwerwiegendste Einwand gegen eine
Entwicklung gemäß Szenario A ist die damit
verbundene Perspektivenlosigkeit. Wenn
sich das österreichische Energiesystem in
den nächsten 20 Jahren gemäß dem WIFO-
Szenario weiterentwickelt und damit die
Abhängigkeit der österreichischen Volks-
wirtschaft von Importen von Öl, Gas und
Kohle weiter steigt, stellt sich die Frage, wie
das System in 25, 30 oder 35 Jahren ausse-
hen soll – zu einem Zeitpunkt, wenn nach
heutigem Ermessen Öl und Gas nur mehr in
geringen Mengen bereitstehen und sich die
ökologischen Verhältnisse durch die be-
schleunigte Erwärmung weiter verschlech-
tert haben werden. Eine längerfristige Per-
spektive ist notwen-
dig, um heute richti-
ge Entscheidungen
zu treffen.9

Ein Kollaps des Wirt-
schaftssystems in ei-
nigen Jahrzehnten
kann nur verhindert
werden, wenn heute
die politischen Rah-
menbedingungen für
die Entwicklung Rich-
tung Variante B ge-
stellt werden. Öster-
reich muss sein Ener-
giesystem so weiter-
entwickeln, dass bis
zur Periode 2025/2030 etwa 50 Prozent des
Energiebedarfs aus erneuerbaren Quellen
gedeckt werden. Dazu ist ein jährlicher An-
stieg der erneuerbaren Energieträger an der
Gesamtversorgung um ein Prozent notwen-
dig, so wie dies ohnehin schon in dem Re-
gierungsprogramm der aktuellen Bundesre-

gierung vorgesehen ist. Allerdings zeigen die
Berechnungen des Wirtschaftsforschungs-
institutes, dass ein neues Maßnahmenbün-
del zur Forcierung der erneuerbaren Energie
notwendig ist, um dieses Ziel zu erreichen.

Maßnahmen

Die Maßnahmen, die in diesem Abschnitt vor-
geschlagen werden, haben das Ziel, dass Ös-
terreich bis zum Zeitraum 2025/2030 ein
Kyoto-konformes Energiesystem aufbaut, so
wie dies in Übersicht 4 zahlenmäßig darge-
stellt ist. Bis dahin sollen 50 Prozent des Ener-
giebedarfes aus erneuerbaren Quellen ge-
deckt werden. Die Maßnahmen, um dieses
Ziel zu erreichen, gliedern sich in vier Grup-
pen: allgemeine Maßnahmen sowie Maßnah-
men im Wärme-, Strom- und Verkehrssektor.

Ein Bündel allgemeiner Maßnahmen ist not-
wendig, um das österreichische Energiesys-
tem im Sinne der Denkschule B – erneuer-
bare Energie und Energieeffizienz – weiter-
zuentwickeln. Dazu zählen:

:: Bewusstseinsbildung und Information,

:: Verabschiedung eines energiewirtschaft-
lichen Rahmengesetzes mit Zielen bis
2025/2030,

:: weitere Ökologisierung des Steuersy-
stems und

:: gesetzliche Vorgaben zur Effizienzver-
besserung und Anwendung der erneuer-
baren Energie.

Bewusstseins-
bildung und
Information

Der vorgeschlagene
Umbau des Energie-
systems – weg von
fossiler, hin zu erneu-
erbarer Energie und
Energieeffizienz – be-
trifft alle Bevölke-
rungsgruppen und al-
le Wirtschaftsberei-
che. Um ein breites
Verständnis für ein
derartiges Vorhaben
zu wecken, ist eine in-

tensive Information und Aufklärung der Be-
völkerung über die Notwendigkeit dieser
Energiewende unerlässlich. Vorträge, Fern-
sehbeiträge, Inserate, Aufklärungsbroschüren
der Bundes- und Landesregierungen, die sich
an alle Betriebe und Haushalte richten, sind
notwendig, um der Bevölkerung diesen Um-
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stieg in der Energieversorgung verständlich
zu machen. Dabei geht es nicht nur um die
Begründung des Umstiegs, sondern auch um
technische Informationen über das, was der
Einzelne machen kann, bis hin zu den Vortei-
len, die sich daraus für die Gemeinschaft, die
Volkswirtschaft und die Umwelt ergeben.

Energiewirtschaftliches
Rahmengesetz 2030

Ein wichtiger Schritt für diese Neuorientie-
rung ist eine parlamentarische Behandlung
des Themas Energieversorgung 2030 mit
dem Ziel, in einem Rahmengesetz festzu-
schreiben, dass die österreichische Energie-
versorgung bis zum Jahre 2025/2030 zu 50
Prozent auf erneuerbaren Quellen beruhen
soll, wobei Detailziele für den Anteil der er-
neuerbaren Energieträger für die einzelnen
Teilmärkte wie folgt vorgegeben werden
sollten: bei Strom 90 Prozent, bei Wärme 60
Prozent und bei Treibstoffen 10 Prozent.
Gleichzeitig sollten auch Vorgaben über die
Senkung des Bruttoinlandsverbrauches an
Energie und die Verlangsamung des Ver-
brauchszuwachs bei Strom als Ziele festge-
schrieben werden. In Verbindung damit
müsste das Parlament Detailregelungen
über ein Stromeffizienzgesetz, über die Wei-
terentwicklung des Ökostroms und über die
Förderungsbestimmungen behandeln.

Das bestehende Ökostromgesetz sollte so-
lange ohne Novellierung weiter bestehen,
bis das neue Rahmengesetz vorliegt. Es
könnte dann in diesem Energiegesetz 2030
aufgehen. Der Zweck einer solchen langfris-
tigen Energiegesetzgebung liegt nicht in der
Vorwegnahme von Entscheidungen der Un-
ternehmen und der Haushalte, sondern in
der Vorgabe von Zielen und klaren wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, inner-
halb derer sich der Wettbewerb der Energie-
träger abspielt. Dabei sind Langfristigkeit
und Kontinuität der Rahmenbedingungen
von besonderer Wichtigkeit, weil nur dann
die Forschung, Entwicklung und Produktion
neuer Technologien Erfolg versprechend be-
trieben werden können und auch die Haus-
halte und Unternehmen wissen, in welche
Richtung sie ihre energiewirtschaftlichen In-
vestitionen zu lenken haben.

Weitere Ökologisierung des
Steuersystems

Angesichts hoher Preise für fossile Energie
mag zwar eine weitere Erhöhung der Ener-
giebesteuerung schwer verständlich schei-
nen, doch gerade im Strombereich ist der

Anreiz zu mehr Stromsparen ohne Verteue-
rung des Stroms zu gering. Eine Anhebung
der Mehrwertsteuer auf Strom würde einen
Weg weisen, ohne die Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft zu schwächen. Aber auch
im Bereich der Heizenergieträger sollte zu-
mindest signalisiert werden, dass vorüber-
gehende Rückgänge der Preise für fossile
Energie durch eine vorübergehende Anhe-
bung der Steuern kompensiert werden, so-
dass Haushalte und
Unternehmer sich je-
denfalls in der Wär-
meversorgung auf
anhaltend hohe fos-
sile Energiepreise
einstellen.

Gesetzliche
Regelungen

Eine Reihe von Maß-
nahmen könnte –
vorausgesetzt, das
Bewusstsein der Be-
völkerung ist gege-
ben – auch ohne fi-
nanzielle Anreize
über legistische Maß-
nahmen vorangetrieben werden. 

Dazu zählen etwa die Vorgaben, dass bei
Neubauten die Warmwasserversorgung
grundsätzlich mit Solarthermie zu erfolgen
hat, dass die Wärmedämmung von beste-
henden und neuen Häusern innerhalb einer
bestimmten Zeit bestimmte Mindestwerte
erreichen muss und dass Gebietskörper-
schaften bei der Erneuerung der Heizsyste-
me ihrer Gebäude auf fossile Energieträger
verzichten. 

Der Umbau der Wärmeversorgung

Die erneuerbaren Energieträger Biomasse
und Solarthermie bieten heute technisch
ausgereifte Alternativen zur Wärmeversor-
gung aus fossilen Quellen. Dazu kommt,
dass die Betriebskosten von Heizsystemen
auf Basis Biomasse oder Solarthermie deut-
lich geringer sind als jene auf der Basis von
Öl, Gas oder Strom. Die größte Hürde für den
Umstieg auf erneuerbare Energiequellen im
Heizsystem sind die hohen Investitionskos-
ten für die Umrüstung. Dazu ein Beispiel:
Wer in einem bestehenden, mit Öl beheizten
Haus einen neuen Ölheizkessel modernster
Technologie einbaut, muss dafür Ausgaben
in der Höhe von 4 000 bis 5 000 Euro kalku-
lieren. Wer dagegen die Ölheizung abbaut

und eine Pelletsheizung installiert, muss mit
Ausgaben in der Größenordnung von 10 000
bis 15 000 Euro rechnen. Diese hohen Aus-
gaben ergeben sich, weil Öltank und Ölkes-
sel abgebaut, ein Lagerplatz für Pellets ein-
gerichtet und schließlich der Pelletskessel
gekauft und installiert werden muss. 

Wer eine bestehende Ölheizung durch eine
teilsolare Heizung mit 15 m2 Kollektorfläche

einschließlich Puffer-
speicher und kleinen
biogenen Heizsys-
temen ersetzt, muss
mit Investitionskos-
ten von 18 000 bis
25 000 Euro rechnen.
Selbst bei einer jährli-
chen Einsparung von
Heizkosten in der
Größenordnung von
1000 Euro ist für pri-
vate Haushalte dieser
Umstieg auf ein neu-
es System oft nicht fi-
nanzierbar und er-
scheint auch vielen
als zu riskant. 

Damit jedoch die vorgeschlagene Wende in
der Energieversorgung realisiert werden
kann, müsste gerade im Wärmebereich die
fossile Energie in den nächsten 20 Jahren in
hohem Maße durch erneuerbare Energieträ-
ger ersetzt werden. Um dies zu erreichen,
werden folgende Vorschläge gemacht:

Verbessertes einheitliches
Förderprogramm

Um den Umstieg privater Haushalte und
kleinerer Gewerbebetriebe (mit einer Heiz-
leistung unter 500 kW) auf erneuerbare
Energieträger zu beschleunigen, soll diese
Gruppe von Endverbrauchern einen generel-
len Zuschuss von mindestens 40 Prozent der
Investitionskosten für Heizsysteme auf Ba-
sis erneuerbarer Energieträger erhalten. Die-
se Förderaktion soll zunächst für fünf Jahre
unverändert laufen und dann evaluiert und
angepasst werden. Sie soll einheitlich in
ganz Österreich angeboten werden, um der
Wirtschaft die Information der Kunden zu er-
leichtern und die Abwicklung zu vereinfachen.

Vergabe der Wohnbau-
förderungsmittel

Wohnbauförderungsmittel für Einfamilien-
und Geschoßwohnhäuser sollen ab sofort
nur mehr dann vergeben werden, wenn die

Umbau der Wärmeversorgung



Gebäude an die Fernwärme angeschlossen
oder Heizsysteme auf Basis erneuerbarer
Energieträger installiert werden. Die Ver-
wendung von Öl, Gas, Strom oder Wärme-
pumpen als Heizsystem soll Ausschließungs-
grund für eine Wohnbauförderung sein.

:: Die Länder sollen alle Förderungsmaß-
nahmen einstellen, die Investitionen in
fossile Energiesysteme begünstigen, das
heißt, Auslaufen aller Kesselaustausch-
aktionen und sonstiger Begünstigungen
der fossilen Energie.

:: Der Anschluss von Objekten an Fernwär-
menetze soll einheitlich mit 40 Prozent
der Anschlusskosten gefördert werden.

:: Die Errichtung von Wärmecontracting-
projekten auf Basis von Biomasse und von
Biomassefernwärmenetzen soll mit 40
Prozent der Investitionskosten unter-
stützt werden.

:: Die Bauordnungen der Länder sollen da-
hingehend geändert werden, dass in Zu-
kunft bei Neubauten die Installation von
Solarkollektoren für die Warmwasserbe-
reitung vorgeschrieben wird.

:: Investitionen zur verbesserten Wärme-
dämmung der Häuser sollen mit 40 Prozent
der Investitionskosten unterstützt werden.

Die Finanzierung dieser Vorschläge, die in-
nerhalb kurzer Zeit zu einem Investitions-
boom in Wärmedämmung, Solartechnologie
und Biomasseheizungen führen würden, soll
erfolgen:

:: durch Zusammenführung der bestehen-
den Förderungsmaßnahmen der Länder
und des Bundes,

:: durch Finanzmittel aus den Klimaschutz-
Programmen,

:: durch eine allfällige Erhöhung der Mehr-
wertsteuer auf Strom, um damit gleich-
zeitig den Anreiz zum Stromsparen zu
verstärken, und 

:: durch die erhöhten Mehrwertsteuerein-
nahmen aus der Besteuerung fossiler
Energie als Folge höherer Erdgas- und
Rohölpreise.

Sollten auf diese Weise die notwendigen
Mittel nicht aufgebracht werden können, so
wird darüber hinaus die Verabschiedung des
Ökowärmegesetzes im Sinne des Österrei-

chischen Biomasse-Verbandes vorgeschla-
gen. Der Endverbrauch an Energie in den
Bereichen Dienstleistungen, Haushalte und
Landwirtschaft lag im Jahre 2003 bei 461 PJ.
Er würde sich nach der Variante A – weiter
wie bisher – auf etwa 600 PJ bis 2025 erhö-
hen, wobei der Anteil der erneuerbaren
Energieträger im Jahre 2003 bei 82 PJ lag,
das sind etwa 18 Prozent.

Um dem Szenario B zu entsprechen, müss-
ten in diesen Bereichen der Energieendver-
brauch um etwa 20 Prozent zurückgehen,
und zwar auf etwa 400 PJ, und der Beitrag
der erneuerbaren Energieträger auf 200 bis
220 PJ steigen, sodass 50 bis 60 Prozent des
Energiebedarfes der Dienstleistungsbetrie-
be, der Haushalte und der Landwirtschaft
aus erneuerbarer Energie gedeckt werden.
Dieser Anstieg der erneuerbaren Energieträ-
ger um etwa 150 PJ würde sich vor allem auf
die Wärmebereitstellung und in geringerem
Maß auf die Strombereitstellung beziehen.

Weiterentwicklung der Stromversorgung

Gemäß den Angaben der Energiestatistik
entwickelte sich der Stromverbrauch in Ös-
terreich in den letzten Jahren wie in Über-
sicht 7 dargestellt:

Gemäß dem Szenario des WIFO wird der
Endverbrauch an Strom von 2000 bis 2020
unter den Bedingungen, wie sie zu Beginn
des Jahres 2005 galten, um 78 Prozent stei-
gen (Endverbrauch von 173 PJ auf 309 PJ).
Das bedeutet, ausgehend vom Verbrauch im
Jahre 2000, einen Anstieg von 58,5 TWh auf
etwa 104 TWh im Jahre 2020. Der Anteil der
erneuerbaren Energieträger an der Strom-
versorgung würde gemäß diesem Szenario
nur mehr 47 Prozent betragen. Zur Erinne-
rung: Die EU-Richtlinie zur Förderung der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen
sieht vor, dass Österreich 2010 78,1 Prozent
des Stroms aus erneuerbaren Quellen de-
cken soll. Die Treibhausgasemissionen aus
der Stromerzeugung würden unter diesen

Bedingungen etwa doppelt so hoch sein wie
jene, die gemäß der Kyoto-Strategie der
Bundesregierung vorgesehen sind.

Gemäß den Rahmenbedingungen Anfang
des Jahres 2005 würden trotz der hohen An-
zahl bisher genehmigter Ökostromanlagen
die Stromversorgung in einem nie da gewe-
senen Ausmaß auf fossile Energiequellen
und Importe aufbauen und der Anteil der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen
auf ein historisches Tief sinken.

Im Gegensatz zur Vergangenheit, in der Ös-
terreich die Stromerzeugung aufgrund er-
neuerbarer Energiequellen parallel zum Ver-
brauchszuwachs ausbaute, würde nach den
jetzigen Bedingungen der weitere Ver-
brauchszuwachs überwiegend mit fossilen
Energieträgern gedeckt werden, obwohl dies
im Widerspruch zur Klimaschutzpolitik steht
und mit ständig steigenden Preisen der Fos-
silenergie in den nächsten Jahren zu rechnen
ist. Um diese Fehlentwicklung zu verhindern,
sind sowohl Maßnahmen im Bereich der
Nachfragesteuerung als auch im Bereich der
Angebotsentwicklung durch neue gesetzli-
che Rahmenbedingungen unverzichtbar.

Mengenmäßig wichtiger als der Ausbau der
Nutzung erneuerbarer Energie ist die Ver-
langsamung des Verbrauchszuwachses.
Nach dem vorliegenden Szenario würde der
Stromverbrauch in den nächsten 20 Jahren
jährlich im Schnitt um mehr als zwei TWh
zunehmen. Eine solche rasante Zunahme
kann durch erneuerbare Energieträger nicht
gedeckt werden. Daher ist der wichtigste
Hebel zur Entwicklung einer nachhaltigen
Stromversorgung die Reduktion des Ver-
brauchszuwachses auf etwa 0,4 bis 0,5 TWh
pro Jahr. In diesem Zusammenhang soll das
Parlament ein Stromeffizienzgesetz be-
schließen, mit dem Ziel, den Energieversor-
gungsunternehmen wirtschaftliche Vorteile
zu sichern, wenn es ihnen gelingt, den Be-
darfszuwachs je Abnehmer zu minimieren.
Dazu sollten eine Reihe von Maßnahmen fi-
nanziell unterstützt werden, wie z. B. 

:: der Umbau von Elektroheizungen auf
Heizsysteme auf Basis von erneuerbarer
Energie, 

:: der Umbau von elektrischer Warmwas-
serbereitung zu solarer Warmwasserbe-
reitung in Verbindung mit biogenen Heiz-
systemen sowie

:: der Verzicht auf den weiteren Ausbau der
Wärmepumpen.

Weiterentwicklung der
Stromversorgung



Darüber hinaus könnten durch Informati-
onskampagnen, Energiespargeräte und an-
dere Aktivitäten ebenfalls Beiträge zum
Stromsparen geleistet werden. Ein weiterer

Anreiz zum Stromsparen wäre auch die An-
hebung der Mehrwertsteuer auf Energie von
20 auf 30 Prozent und die Verwendung die-
ser Mittel zur Forcierung der erneuerbaren
Energieträger.

Gleichzeitig müsste die Nutzung erneuerba-
rer Energieträger für die Stromerzeugung
verstärkt ausgebaut werden. Der Anteil der
Stromerzeugung aus Wasserkraft, der in den
letzten Jahren je nach Wasserangebot der
Flüsse zwischen 38 und 43 TWh pendelte,
sollte um 20 Prozent erhöht werden. Des-
halb sollten auch Verhandlungen über eine
Novellierung der Wasserrahmenrichtlinie
der Europäischen Union begonnen werden,
um zu verhindern, dass durch diese Richtli-
nie die Stromerzeugung aus Wasserkraft zu-
rückgeht.

Auch die Windenergie, die nach Inbetrieb-
nahme der genehmigten Anlagen auf etwa
eine Produktion von zwei TWh Strom jähr-
lich kommen dürfte, sollte rasch weiter aus-
gebaut werden, um im Laufe der nächsten
10 bis 20 Jahre die Stromerzeugung aus
Wind auf acht bis zehn TWh pro Jahr zu er-
höhen.

Der weitere Ausbau der Stromerzeugung
aus Biomasse sollte sich auf Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen unter 500 kW konzen-
trieren, damit einerseits neue Technologien
entwickelt und für den Weltmarkt vorberei-
tet werden und andererseits, um zu verhin-
dern, dass zu große Mengen an Biomasse in
die Verstromung gehen. Denn Biomasse soll-
te überwiegend für die Wärmeversorgung
verwendet werden. In der Stromerzeugung
bieten Wind und Wasserkraft billigere
Alternativen.

Um das System Stromversorgung im Sinne
der Klimaschutzerfordernisse so weiterzu-
entwickeln, wie dies in Übersicht 9 – Vari-
ante B dargestellt ist, werden folgende Maß-
nahmen vorgeschlagen:

:: Stromeffizienzgesetz zur Schaffung wirt-
schaftlicher Anreize zum Stromsparen für
die Energieversorgungsunternehmen und
die Kunden,

:: umgehende Festlegung
neuer Einspeisetarife für
Strom aus Wind und Bio-
masse für die nächsten
fünf Jahre,

:: Streichung des KWK-Zu-
schlages auf Strom, der
derzeit 0,13 Cent pro kWh

beträgt, weil dieser Zuschlag zur Förderung
der fossilen Stromerzeugung kontrapro-
duktiv ist,

:: finanzielles Förderungsprogramm für den
Ausbau der Wasserkraft, der Windenergie
und der Biomasse-KWK-Anlagen unter
500 kW.

Mit diesen Maßnah-
men könnte Öster-
reich in Zukunft ein
kostengünstiges und
krisensicheres Sys-
tem der Stromversor-
gung aufbauen, das
die Wettbewerbsfä-
higkeit der Wirt-
schaft und die Zufrie-
denheit der Strom-
kunden garantiert.

Der Treibstoffmarkt

Die Berechnungen des WIFO für den Treib-
stoffsektor lassen für die nächsten 15 Jahre
einen geringeren Verbrauchsanstieg erwar-
ten als in der Vergangenheit. Von 1990 bis
2003 stieg der Treibstoffverbrauch von 5,2
auf 8,3 Milliarden Liter, bis zum Jahre 2020
wird ein Anstieg auf knapp neun Milliarden
Liter erwartet.

Um diesen Anstieg zu reduzieren und den An-
teil der fossilen Energieträger zu senken, wer-
den folgende Maßnahmen vorgeschlagen:

:: Schrittweise Anhebung des Anteils der
Biotreibstoffe am gesamten Treibstoff-
aufkommen auf etwa zehn Prozent.

:: Strikte Einhaltung der bestehenden Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, um den Treib-
stoffbedarf bei gleicher Fahrleistung um
etwa zehn Prozent zu senken.

:: Schrittweise Anhebung der Besteuerung
der Treibstoffe auf das Niveau der Nach-
barländer Italien und Deutschland, um
den Tanktourismus zu verhindern.

:: Weitere Anreize für den Kauf von Autos,
die besonders wenig Treibstoff benötigen.

:: Weiterer Ausbau des öffentlichen Verkehrs,
um den Individualverkehr zu reduzieren.

Dieses Maßnahmenpaket würde in Verbin-
dung mit den weiteren Preiserhöhungen
durch die Weltmarktentwicklung dazu füh-
ren, dass der fossile Treibstoffverbrauch al-
ler Voraussicht nach zurückgeht. Es muss
allerdings gesagt werden, dass auf dem
Treibstoffsektor der Beitrag der erneuerba-
ren Energieträger auch in Zukunft gering
bleiben wird. Umso wichtiger ist der Ersatz
der fossilen durch erneuerbare Energieträ-
ger im Strom- und Wärmebereich.

Wirkungen

Österreich braucht ein Kyoto-konformes
Energiesystem. Im Jahre 2030 müssen um
ein Drittel weniger Treibhausgase emittiert
werden als noch im Jahre 1990. Dank der
natürlichen Ressourcen wie Wasserkraft,
Wind, Sonne und Biomasse sowie dank der
Aufgeschlossenheit der Bevölkerung ist es
möglich, dass Österreich eine solche Ener-
giewende umsetzt. Die politischen Entschei-
dungsträger müssen aber bereit sein, die
Rahmenbedingungen für eine solche Ent-
wicklung zu schaffen.

Natürlich wird es Stimmen gegen eine sol-
che Energiewende geben. Hier spielen inter-
nationale Organisationen oft eine unrühm-
liche Rolle, beispielsweise die Internationa-
le Energie Agentur in Paris, die einen ent-

Treibstoff-
markt

Wirkungen



scheidenden Einfluss auf die Meinungsbil-
dung der Regierungsstellen in Europa aus-
übt. Diese Agentur hat in den letzten Jahren
in entscheidenden Fragen vielfach falsche
Szenarien entwickelt. 

So wurde erst vor wenigen Jahren prognos-
tiziert, dass die Erdölpreise in den nächsten
20 Jahren zwischen 20 und 30 Dollar je Fass
schwanken werden. Auf dieser Grundlage
haben viele Regierungen weit reichende
Entscheidungen getroffen. Die Wirklichkeit
heute zeigt, dass diese Annahmen falsch
waren. Ebenso falsch waren alle darauf auf-
bauenden Empfehlungen. Immer wieder
werden unrealistische  Szenarien der Ener-
gieagentur in Paris als Argumente gegen ei-
nen Umstieg auf erneuerbare Energie ver-
wendet. 

Deswegen ist es notwendig, dass die wirt-
schaftlichen und ökologischen Vorteile der
vorgeschlagenen Energie-
wende klar auf dem Tisch
liegen. Die Vorteile eines
Umbaues zu einem effi-
zienten Energiesystem,
das zunehmend auf erneu-
erbare Energieträger ab-
gestützt ist, liegen auf der
Hand:

Einhalten der 
Klimaschutzver-
pflichtungen

Durch die schrittweise
Ausweitung der erneuer-
baren Energieträger kann
Österreich den notwendi-
gen Beitrag zum weltwei-
ten Klimaschutz leisten,
gleichzeitig auch seine
Verpflichtungen aus dem
Kyoto-Vertrag erfüllen und sich hohe Geld-
beträge beim Zukauf von Emissionszertifi-
katen ersparen.

Sicherheit in der Energie-
versorgung

Die knapper werdenden Erdölvorräte und die
schwer zugänglichen neuen Gasvorräte er-
höhen das Risiko von Versorgungsengpäs-
sen. Die zunehmend spürbare Endlichkeit
der Vorräte lässt erwarten, dass dieses Risi-
ko in den nächsten Jahren weiter steigen
wird. Daher bedeutet der rechtzeitige Rück-
zug aus Öl und Gas, insbesondere in der
Wärme- und Stromversorgung, einen Ge-
winn an Versorgungssicherheit für Wirt-

schaft und Bevölkerung. Wenn es bereits zu
Unterbrechungen in der Energieversorgung
kommt, ist es zu spät. Ein sofortiger
Schwenk in Richtung erneuerbare Energie
würde Österreich wertvolle Zeit geben, um
seine Versorgungssicherheit zu verbessern.

Erhöhte Preisstabilität für die
Wirtschaft und die Haushalte

Die Erfahrung der letzten zwei Jahre zeigt,
dass Aussagen von manchen Experten über
die Entwicklung der Öl- und Gaspreise ein-
fach falsch waren. Die Preise für Erdöl sind
innerhalb von zwei Jahren um 100 Prozent
gestiegen und heute schon sprechen Fach-
leute von weiteren Preiserhöhungen. Es ist
realistisch, mit weiteren Preiserhöhungen zu
rechnen, weil es zu einem stärker werden-
den Missverhältnis zwischen Anbot und
Nachfrage bei Erdöl und später auch bei
Erdgas kommen wird. Die Auswirkungen auf

die Preisgestaltung kann derzeit wahr-
scheinlich noch niemand genau abschätzen.
Jedenfalls zeigen die Erfahrungen mit Was-
serkraft, mit Windenergie, mit Solarthermie
und in hohem Maße mit Biomasse, dass die-
se Energieträger Preisstabilität garantieren.
Im Laufe der Jahre ist auch hier mit Preisan-
stiegen zu rechnen, die sich aber nicht an
den Ölpreisen, sondern an der allgemeinen
Kostenentwicklung orientieren sollten.

Verzicht auf Atomenergie

Die vorgeschlagene Entwicklung im Strom-
bereich, Verbrauchsmanagement und Aus-
bau der erneuerbaren Energie schaffen in
Österreich auch die Möglichkeit, auf Atom-

energie zu verzichten. Gerade die Atom-
energie, die von manchen als Ausweg aus
der Energiekrise bezeichnet wird, ist nur ein
weiterer Weg in eine Sackgasse. Sie ist kei-
ne Alternative auf Dauer, weil auch Uran
nur begrenzt vorhanden ist und die Vorräte
umso schneller am Ende sein werden, je
mehr neue Atomkraftwerke gebaut werden.
Dazu kommt, dass die Atomenergie die
Nachwelt mit Abfall belastet, der bis heute
nicht befriedigend entsorgt werden kann.
Daher ist es richtig, wenn Österreich auf die-
se Option weiterhin verzichtet und auch
nicht über den Umweg durch Stromimporte
die Nachbarländer animiert, in Atomenergie
zu investieren.

Neue Arbeitsplätze durch den
Energieumbau

Ein Schwerpunkt der Vorschläge liegt im
systematischen Umbau der Wärmeversor-

gung – weg von fossilen
Energiequellen, hin zu
Energieträger wie Biomas-
se und Solarthermie – so-
wie in der weiteren Effi-
zienzverbesserung im pri-
vaten Wohnbereich und
bei kleineren Gewerbebe-
trieben.

Um die beschriebenen
Ziele zu erreichen, müss-
ten nach einer Anlauf-
phase jährlich mindestens
100 000 Wohneinheiten
von fossilen auf erneuer-
bare Energiequellen um-
steigen. Ein solches strate-
gisches Umbauprogramm
der Wärmeversorgung
würde zusätzliche Investi-
tionen in der Wirtschaft in

der Größenordnung von ein bis zwei Milli-
arden Euro pro Jahr bedeuten. Die Arbeits-
platzeffekte, die sich daraus ergeben wür-
den, sind vielfältig.

Neue Arbeitsplätze durch
Investitionen

Die Ausweitung der Investitionen Richtung
erneuerbare Energie würde je nach jährli-
cher Investitionsrate auf Dauer 20 000 bis
30 000 Arbeitsplätze schaffen. Diese Ar-
beitsplätze entstünden im gesamten Wirt-
schaftsbereich, der erneuerbare Energieträ-
ger und entsprechende Anlagen zu ihrer
Nutzung produziert. Dazu zählen Forstwirt-
schaft, Landwirtschaft, Sägeindustrie, Holz-



industrie, Stahlindustrie, Hersteller von
Heizkessel, von Solarkollektoren, von Steue-
rungsanlagen, das Baunebengewerbe – um
die wichtigsten Sparten zu nennen, die von
einer solchen Investitionswelle positiv er-
fasst wären.

Die Umstellung der Haushalte auf erneuer-
bare Energiequellen würde zu einer dauer-
haften Senkung der Heizkosten führen, die
angesichts der jüngsten Entwicklungen am
Erdölmarkt zu Einsparungen von jährlich bis
zu 1000 Euro betragen könnten. Diese ein-
gesparten Heizkosten würden als Ausgaben
für andere Konsumzwecke bereitstehen und
so belebend auf die allgemeine Konjunktur
wirken.

Umlenkung der laufenden
Energieausgaben auf das Inland

Die bisherigen Ausgaben für Öl und Gas flie-
ßen in hohem Maße ins Ausland für den Zu-
kauf der importierten Fossilenergie. Wird
dagegen mit biogenen Energieträgern ge-
heizt, so bleiben die Ausgaben im Inland und
schaffen im lokalen und regionalen Bereich
neue Arbeitsplätze.

Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der österreichischen
Energietechnik

Ein Schwerpunktprogramm Umbau der
Wärmeversorgung würde auch dazu führen,
dass durch die starke Ausweitung des In-
landsmarktes die österreichischen Unter-
nehmen, die derzeit Solarkollektoren und
Wärmekessel erzeugen, die Chance hätten,
in verstärkter Zahl zu industrieller Größen
heranzuwachsen. Damit würde sich auch ih-
re Wettbewerbsfähigkeit im Ausland we-
sentlich verbessern. Gleichzeitig würde in
Verbindung mit entsprechender begleiten-

der Forschung die technische Weiterent-
wicklung der Heiz- und Stromsysteme vo-
rangehen und auf diese Art und Weise die
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen
Energietechnik sowohl hinsichtlich Innova-
tion als auch der Kosten verbessern. Da-
durch würden Exporte österreichischer So-
lar- und Biomassetechnologie gefördert und
weitere Arbeitsplätze entstehen.

Diese Überlegungen zeigen, dass ein muti-
ges Programm zum Umbau der Wärmever-
sorgung gleichzeitig ein wirksames Pro-
gramm zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in
einer Zukunftsbranche darstellt. Dazu
kommt, dass über ein solches Programm
Einsparungen beim Zukauf von Emissions-
zertifikaten und im Bereich der Arbeitslo-
senunterstützung möglich wären.

Zusammenfassung

Angesichts der hohen Ölpreise wird so man-
cher um seinen Lebensstandard fürchten.
Doch Pessimismus wäre die falsche Reakti-
on auf die neue Situation auf den Energie-
märkten. Die hohen Öl- und Gaspreise bie-
ten neue Chancen für die erneuerbare Ener-
gie, für zukunftsweisende Innovationen und
für nachhaltige Investitionen in ein neues
Energiesystem. Diese Chancen können um-
so besser genutzt werden, je rascher die po-
litischen Entscheidungsträger Rahmenbe-
dingungen schaffen, die den Aufbau eines
Energiesystems auf der Basis erneuerbarer
Energieträger für den einzelnen Unterneh-
mer und Privathaushalt wirtschaftlich at-
traktiv machen.

Österreich hat dank seiner natürlichen Res-
sourcen mehr als andere Länder die Chance,
in zwei bis drei Jahrzehnten seinen Energie-
bedarf zumindest zu 50 Prozent aus erneu-

erbaren Quellen zu decken. Wenn Österreich
sein Energiesystem in dieser Richtung um-
baut, dann hätte es ein tatsächlich Kyoto-
konformes Energiesystem entwickelt.
Gleichzeitig könnte eine nachhaltige Ener-
gieversorgung als Beispiel für andere Länder
der Welt dienen. Die gewonnenen Erfahrun-
gen würden darüber hinaus im weltweiten
Export nutzen.

So gesehen spricht alles dafür, die derzeiti-
gen Entwicklungen des Erdölmarktes als
Chance zu erkennen und rasch und zielstre-
big zu nutzen. Allen, die noch zögern, sei das
französische Diktum in Erinnerung gerufen:
„Gouverner c’est prévoir.“
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Franz Josef Radermacher
Global Marshall Plan – Ein planetary contract für eine weltweite Ökosoziale
Marktwirtschaft

Friede, Freiheit und Sicherheit sind in unserer eng vernetzten Welt durch extreme wirtschaftliche und soziale
Ungleichheiten massiv gefährdet. Die Initiative Global Marshall Plan, deren maßgeblichster „geistiger Vater“ der
Autor ist, stellt ein gesamthaft angelegtes und klug durchdachtes Konzept dar, um die Menschheit durch neu finan-
zierte Formen von Entwicklungshilfe bei gleichzeitiger Erfüllung von ökologischen und sozialen Standards aus der
Sackgasse globaler Fehlentwicklungen zu führen. 
208 Seiten (Broschur), ISBN: 3-9501869-2-1, Wien 2004, Herausgeber: Ökosoziales Forum Europa, Euro 12,--
Auch in englischer Sprache erhältlich.

Ernst Scheiber
quer-sch(r)eiber – Von einer neoliberalen zu einer ökosozialen Energiepolitik

Die Leitartikel des Autors in der Zeitschrift „Ökoenergie“, der auflagenstärksten Zeitschrift für erneuerbare Energie im
deutschsprachigen Raum, lassen seit jeher keinen Leser kalt. Sie rufen begeisterte Zustimmung oder wütende
Ablehnung hervor, weil sie Fehlentwicklungen in Wirtschaft und Politik unverblümt bloßlegen. „quer-sch(r)eiber“ ist
eine Sammlung der besten Glossen – ermunternd, aufrüttelnd und motivierend für eine nachhaltige Energiepoltik. 
120 Seiten (Broschur), ISBN: 3-9501869-1-3, Wien 2004, Herausgeber: Ökosoziales Forum Österreich, Euro 9,50

Heinrich G. Kopetz
Das Jahrhundertprojekt – Solare Energiewirtschaft statt Naturkatastrophen

Je mehr Menschen im privaten, wirtschaftlichen und politischen Bereich ihre Bereitschaft für den Aufbau einer sola-
ren Energiewirt-schaft bekunden, umso größer ist die Chance, dass ein weitreichender Umbau des Energiesystems,
der für ein Überleben der Zivilgesellschaft unabdinglich ist, friedlich und erfolgreich gemeistert werden kann. Der
Autor zeigt mögliche Lösungswege, die von Politik und Wirtschaft beschritten werden können.
118 Seiten (Broschur), ISBN: 3-7040-1963-1, Wien 2002, Herausgeber: Ökosoziales Forum Österreich, Euro 10,--

Franz Josef Radermacher
Balance oder Zerstörung – Ökosoziale Marktwirtschaft als Schlüssel zu einer weltweiten nachhaltigen
Entwicklung
Der Autor stellt sich der komplexen, häufig auch kontrovers behandelten Thematik einer globalen nachhaltigen
Entwicklung, der Frage also, wie die Menschheit angesichts begrenzter Ressourcen in Frieden und Wohlstand überleben
wird können. Neben einer nüchternen Analyse der gegenwärtigen weltpolitischen und wirtschaftlichen Ist-Situation und
den daraus resultierenden Konfliktpotenzialen bietet er auch schlüssige, wissenschaftlich fundierte Lösungskonzepte.
314 Seiten (Broschur), ISBN: 3-7040-1950-X,  Wien 2004, Herausgeber: Ökosoziales Forum Europa, Euro 15,--
Auch in englischer Sprache erhältlich.

Theres Friewald-Hofbauer/Ernst Scheiber
Ökosoziale Marktwirtschaft – Strategie zum Überleben der Menschheit

Sind Politik, Wirtschaft und Gesellschaft schon reif für eine Zukunftsstrategie, die Wirtschaft, Soziales und Umwelt
nicht gegeneinander ausspielt, sondern als Synthese zusammenführt? Die Autoren erklären kurz und prägnant, ob
Josef Rieglers Konzept der Ökosozialen Marktwirtschaft die Kompetenz zur Bewältigung der Herausforderungen unse-
rer Zeit zugeordnet werden kann.
80 Seiten (Broschur), Wien 2001, Herausgeber: Ökosoziales Forum Österreich, Euro 7,12
Auch in englischer Sprache erhältlich. Al
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